ACHTUNG: NACH DEM AUSFÜLLEN ALLE ROTGEFÄRBTEN ZEICHEN LÖSCHEN

An die Behörde bzw. das Amtsgericht, das den PfÜB erlassen hat/ bei einem laufenden Insolvenzverfahren an das Insolvenzgericht

Gericht

____________________
Straße

____________________


PLZ, Ort
____________________

Absender: 

______________________

______________________

______________________

Datum:_____________

Geschäftsnummer: ... (Aktenzeichen des Gerichts auf Pfändungs- und Überweisungsbeschluss)
Antrag auf Vollstreckungsschutz für Guthaben auf Pfändungsschutzkonto
In der Vollstreckungssache 
… (Gläubigername)
· Gläubiger/in –

./.

… (Schuldnername)

- Schuldner / in -
Beteiligt:
… (Bankname, Adresse, PLZ, Ort)

· Drittschuldnerin -
beantrage ich, 
1.) den Betrag in Höhe von … (Nettobetrag Energiepreispauschale (EPP) laut Lohnabrechnung) zusätzlich auf dem Konto zu schützen.
2.) hilfsweise den Vollstreckungsschutz wegen besonderer, unangemessener Härte
3.) die einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung bis zur Entscheidung über den Antrag zu 1.) bzw. 2.)
Begründung:

Mit Pfändungs- und Überweisungsbeschluss des Amtsgerichts ……………………………… (Name des Gerichts auf Pfändungs- und Überweisungsbeschluss) vom …………………………… (Datum) zu obigem Geschäftszeichen wurde das bei der ……………………………………. (Name der Bank/Sparkasse) unter der IBAN ……………………………………………………… geführte Girokonto zugunsten der Gläubigerin gepfändet.

Das Girokonto führe ich seit …………………….… (Datum) als Pfändungsschutzkonto. Der Freibetrag für mein Pfändungsschutzkonto beläuft sich derzeit auf …………………………..  EUR monatlich.  
Ich bin bei ………………………….. (Name Arbeitgeber) beschäftigt. Hieraus erziele ich ein regelmäßiges Einkommen von ………………………….. EUR brutto bzw. von ………………………….. EUR netto. Den Nettobetrag überweist der Arbeitgeber auf mein gepfändetes, als Pfändungsschutzkonto geführtes Girokonto.
In diesem laufenden Monat hat mir mein Arbeitgeber die sog. Energiepreispauschale (EPP) nach §§ 112ff. Einkommensteuergesetz (EStG) in Höhe von 300,- EUR brutto ausgezahlt, der sich daraus ergebende Nettobetrag beläuft sich auf … EUR, vgl. die in Kopie beigefügte Lohn-/Gehaltsabrechnung für …………………………..… 2022 (Monat). Die EPP wurde am …………………………..… (Datum Gutschrift) gemeinsam mit dem Arbeitseinkommen meinem obigen Konto gutgeschrieben, vgl. den in Kopie beigefügten Kontoauszug vom …………………………….. (Datum).
1.) Durch die zusätzliche Auszahlung der EPP durch meinen Arbeitgeber ist mein obiger Freibetrag überschritten, so dass ich mit diesem Antrag weitergehenden Pfändungsschutz in Anspruch nehme, da die Energiepreispauschale nach §122 EStG als unpfändbar definiert ist. Ich möchte hierbei auf den Beschluss des LG Hildesheim vom 30.12.2022, Aktenzeichen 6T 63/22 hinweisen, das den im Dezember 2022 geänderten §122 EStG auch dann in der Entscheidung berücksichtigt, wenn sowohl Antrag als Erstinstanzliche Entscheidung vor dieser Änderung gefallen sind. Auch der Bundesgerichtshof entschied, dass auch ein nach Erlass der Beschwerdeentscheidung ergangenes Gesetz, sofern es nach seinem zeitlichen Geltungswillen das streitige Rechtsverhältnis erfasst, zu berücksichtigen ist (BGH, 10.08.2022 – VII ZB 5/22). 
Außerdem sollen mit der EPP die gestiegenen Energiekosten gemindert werden (vgl. BT-Drucks. 20/1765 S. 1. und S. 24). Der mit der Gewährung der EPP verfolgte Zweck würde nicht eintreten, wenn der Anspruch für einzelne oder die Gemeinschaft der Gläubiger gepfändet würde. Insofern bestehen an einer schutzwürdigen Zweckbestimmung keine Zweifel, so dass von der Unpfändbarkeit gem. § 851 Abs. 2 ZPO ausgegangen werden kann. Es wäre unbillig, wenn Gläubiger von solch einer staatlichen Leistung profitieren würden. Diese EPP ist daher nach § 851 ZPO aufgrund ihrer eindeutigen Zweckbestimmung unpfändbar und auch auf dem Konto zu schützen (vgl. BGH, Beschluss vom 10. März 2021 – VII ZB 24/20).

Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass von der Zwecksetzung her vergleichbare einmalige Sozialleistungen nach dem Sozialgesetzbuch bzw. andere staatliche einmalige Leistungen der Pfändung nicht unterfallen. Hier ist insbesondere der einmalige Heizkostenzuschuss nach dem Heizkostenzuschussgesetz zu nennen, für den in § 6 Ab. 2 ausdrücklich die Unpfändbarkeit des Anspruchs angeordnet wurde. Ein bewusstes Absehen von einer entsprechenden Regelung für die EPP in §§ 112ff. EStG lassen die Gesetzgebungsmaterialien nicht erkennen. Möglicherweise wurde sie schlicht vergessen/übersehen. 
2.) In meinem besonderen Fall stellt die Pfändung der Energiepreispauschale darüber hinaus eine besondere unangemessene Härte dar, weil: … (Begründung, warum Sie darauf angewiesen sind) _______________________________________________________________________________________                    __________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________

Ich benötige also die Zahlung, um mein Existenzminimum zu sichern. Es besteht ein Anspruch auf Freigabe aus § 765a ZPO. Diese Vorschrift findet auch im Insolvenzverfahren Anwendung (BGH v. 13.02.2014 – IX ZB 91/12 = ZInsO 2014, 687 f. Rn. 11).
Der Antrag zu 3.) gründet auf der Annahme, dass über meinen Antrag nicht alsbald entschieden wird, so dass die Drittschuldnerin Beträge an die Gläubigerin abführen müsste.
Sollte das Gericht weiteren Vortrag oder weitere Nachweise für erforderlich erachten, wird um einen Hinweis gebeten.

_________________

Unterschrift
Anlagen

- Lohnabrechnung mit EPP

- Kontoauszug mit EPP
